
ANLAGE 5

•s

Baden-Württemberg
REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG

ABTEILUNG WIRTSCHAFT, RAUMORDNUNG, BAU-, DENKMAL- UND GESUNDHEITSWESEN

Regieninespräsidium Freiburg, Abieiluiig 2 • 79083 Freiburg i. Br.

Rottweiler Ingenieur- und
PIanungsbüro GmbH
Stadionstraße 27
78628 Rottweil

Freiburgi.Br. 28.01.2019
Name Hans-Ulrich Tröste)

Durchwahl D761 208-4687

Aklenzeichen 21-2511.1-8 und 21-2511.2-
16/4

(Bitte bei Antwort angeben)

^-c- 3. Fortschreibung des Flächennutzungsplanes 2020 für den Bereich „Gewerbeflächen
Neuen III" der Verwaltungsgemeinschaft Trossingen mit paralleler Durchführung des
Bebauungsplanverfahrens „Neuen III" auf Gemarkung Durchhausen;
hier: Behördenbeteiligung im Rahmen der Planoffentage gem. § 3 Abs. 2 BauGB

Anlagen:

• Fachstellungnahmen der Fachabteilungen des RP Freiburg
Stellungnahme der Höheren Raumordnungsbehörde zum Bebauungsplan-
entwurf „Neuen III" vom 31.08.2016

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Regierungspräsidium Freiburg bedankt sich für die erneute Beteiligung an den
o. g. Baijleitplanverfahren sowie für die gewährte Fristverlängerung.
Zu den vorgelegten Planuntertagen äußern wir uns wie folgt:

A) Belange der Raumordnuna und LandesDlanung

1.Rechtliche Bedeutung und Bindunflswirkuinfl der im Folgenden genannten
Ziele und GrundsätEe der Raumordnunfl

Die Bindungswirkung der im Folgenden angesprochenen Ziele und Grundsätze der
Raumordnung ergibt sich aus den §§ 3 und 4 Abs. 1 und 2 Raumordnungsgesetz
sowie aus § 4 Abs. 1 und 2 Landesplanungsgesetz, Danach sind Ziele der Raum-

Diensl^ebäude Bissierslraße 7 • 79114 Freiburg i. Br. • Telefon 0761 208-0 • Ttlefait 0761 208-394798 • ableilung3@rpf.bwl.de
www,ip.baden-wueBttrob8'g.de • ivwiv.servicc-bw.de

VAG-ljnicn I>3 • HallcstelleRunzinallenweg- ParktnBglictikeilen vorhanden



-2-

Ordnung eines für verbindlich erklärten Entwicklungsplanes oder Regionalplanes von
öffentlichen Stellen bei ihren raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu be-
achten. Grundsätze der Raumordnung sind von öffentlichen Stellen bei raumbedeut-
samen Planungen und Maßnahmen in der Abwägung und bei der Ermessensaus-
Übung zu berücksichtigen.

2.Raumordnensche Stellungnahme

In Ergänzung unserer Bebauungsplanstellungnahme im Zuge des parallel durchge-
führten Bebauungsplanverfahrens vom 31.08.2016 (vgl. Anlagen) sowie unserer
bisherigen raumordnerischen Flächennutzungsptanstellungnahme vom 29.09.2015
äußern wir uns zu den nun nochmals geänderten Planungen für den Teil III des inter-
kommunaten Gewerbegebietes „Neuen" sowie zu dem hierzu erstellten neuen
Bebauungsplanentwurf »Neuen III" aus raumordnerischer Sichl wie folgt;

2.1 Flächenbedarf und flächensparende GewerbeentwicklunQ
Nach den vorgelegten Planunterlagen wurde inzwischen sowohl das Plangebiet ins-
gesamt als auch die darin enthaltene gewerbliche Entwicklungsfläche verkleinert.
Zudem geht aus der nochmals inhaltlich überarbeiteten und aktualisierten Bedarfs-
analyse sowie der zur FNP-Anderung vorgelegten Abwägungsübersicht hervor,

dass für die gesamte jetzt geplante, zwischenzeitlich nur noch eine gewerb-
liche Erweiterungsfläche von brutto ca. 19,5 ha (bislang 23 ha brutto im ur-
sprüngtichen FNP-Entwurf bzw. über 30 ha im 1. Bebauungsplanentwurf)
umfassende Planung „Neuen III" ein entsprechender Bedarf des von den Ge-
meinden Trossingen und Durchhausen gebildeten Zweckverbandes „IKG
Neuen" bis zum Zieljahr 2032 besteht,

dass im Bereich dieses Zweckverbandes auch bei Umsetzung der nun vorge-
legten Erweiterungsplanung bis zum Zieljahr 2032 offenbar noch immer ein
Restbedarf von ca. 16,2 ha verbleibt und

dass die als (Teil-)Ausgleich für die Planung „Neuen III" vom RP Freiburg an-
geregte ersatzweise Reduzierung einer anderen gewerblichen Reservefläche
aus der Sicht der Verwaltungsgemeinschaft Trossingen im vorliegenden Fall
nicht zielführend bzw. sinnvoll ist, da die ejnzige im Zweckverband „IKG
Neuen" hierfür in Frage kommende gewerbliche Reservefläche im Bereich
„Eglisau" in Durchhausen für das örtltche Kteingewerbe benötigt wird und des-
halb nicht aufgegeben werden kann bzw. soll.

•
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Unter Bedarfsgesichtspunkten werden deshalb Jetzt keine grundsätzlichen raumord-
nerischen Bedenken mehr gegen die in zwei Erschließungsabschnitte aLrfgeteilte
Planung „Neuen III" mehr geäußert.
Im Interesse eines möglichst sparsamen Umganges mit Grund und Boden (§ 1a
Abs. 2 BauGB i.V.m. den Plansätzen 1.9, 3.2.1 und 3.2.4 LEP) halten wir es aber
dennoch für erforderlich, dass die VQ Trossingen in Zukunft auch im gewerblichen
Bereich auf eine möglichst effiziente Flächenausnutzung hinwirkt. Als mögliche
Handlungsempfehlungen bzw. -ansätze sehen wir hierbei vor afiem

die Erstellung von langfristigen ffächeneffizienten räumlichen Entwicklungs-
Konzepten bzw. Masterplänen,

die Nutzung von Nachverdichtungsmöglichkeiten sowie die Verbesserung der
Nutzungsmöglichkeiten im Bestand,
die Reduzierung des Gewerbeflächenverbrauches, beispielsweise durch mehr-
geschossige Stellplatzanlagen, Parken im EG, Uberbauung von Stellplatz-
flächen, Nutzung von Produktionshallendächern für Stellplatzanlagen und die
Planung von Quartiersgaragen,
die Verbesserung der Möglichkeiten für mehrgeschossige Produktionsantagen
und die „Stapelung" von Nutzungen,

die Realisierung von Wohnungen für Betriebsinhaber und -leiter nur innerhalb
der Firmengebäude,

eine verstärkte Bestandspflege in bestehenden Gewerbegebieten sowie
die Verbesserung der Möglichkeiten für Standortgemeinschaften und Unter-
nehmensnetzwerke.

Es sollte deshalb geprüft werden, ob sich der Umfang der notwendigen Flächenneu-
ausweisungen auf diese Weise nicht in Zukunft weiter verringern lässt.

2.2 Alternativensituation

Nach der zum Flächennutzungsplanänderungsenlwurf vorgelegten und für die Höhe-
re Raumordnungsbehörde so im wesentlichen nachvollziehbaren „Aiternativen-
Prüfung" gibt es zu der nunmehr ausgewählten Erweiterungsfläche offenbar keine
städtebaulich und wirtschaftlich sinnvollere bzw. günstigere Standortalternative.
Auch wurde das geplante Gewerbegebiet inzwischen so abgegrenzt bzw. verkleinert,
dass die besonders wertvollen Tannen-Altholzbestände im Westen des ursprüng-
liGhen Plangebietes jetzt weitgehend geschont werden können.
Aus raumordnerischer Sicht werden daher auch gegen die Lage und Abgrenzung der
nun geplanten Gewerbegebietserweiterung „Neuen III" keine grundsätzlichen Be-
denken mehr geäußert.
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2.3 Raumbedeutsame Belange der Forstwirtschaft
Wie bereits oben ausgeführt, wurde die großenteils im Wald liegende Planung für den
Bereich „Neuen III" inzwischen flächenmäßjg reduziert. Auch wurde das Plangebiet
jetzt so abgegrenzt, dass der besonders strukturreiche Tannenaltbestand im Süd-
westen des Plangebietes im Wesentlichen erhalten werden kann.
Dies wird unter dem Aspekt der Eingriffsminimierung aus raumordnerischer Sicht
ausdrücklich begrüßt.
Allerdings ist auch die jetzige Planung noch immer mit einer erheblichen Waldinan-
spruchnahme von ca. 22 ha verbunden, so dass hierfür nach wie vor ein forstrecht-

liches Waldumwandlungsverfahren (mit UVP) sowie umfangreiche forstliche Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen notwendig sind. Zudem ist bei dieser Gewerbe-
flächenausweisung nach Mitteilung unsers Ref. 82 (Forstpolitik und forstliche Förde-
rung) schon auf FNP-Ebene der nach LBO erforderliche Waidabstand zu berück-
sichtigen.

Wir bitten in diesem Zusammenhang deshalb um Beachtung der beigefügten Fach-
Stellungnahme unserer Abteilung 8 (Forstdirektion Freiburg, Landesbetrieb Forst
Baden-Württemberg) vom 22.01.2019 (vgl, Anlage).
Sofern dieser Fachstellungnahme sowie den darin enthaltenen Forderungen und
Anregungen im Hinblick auf das hier umzusetzende Ausgleichskonzept im weiteren
Verfahren Rechnung getragen wird, gehen wir - vorbehaltlich eines positiven Ab-
Schlusses des forstrechtlichen Waldumwandlungsverfahrens - allerdings davon aus,
dass die 3. FNP Fortschreibung bzw. der hieraus entwickelte Bebauungsplanentwurf
„Neuen III" letztlich auch mit den einschlägigen raumordnerischen Erfordernissen zum
Schutz des Waldes und der Forstwirtschaft (v. a; Plansätze 5.3.1 ff sowie Planziel
5.3.5 LEP) vereinbar sein wird.

2.4 Raumbedeutsame Belange des Natur- und Landschaftsschutzes

2.4.1

Ähnlich wie bereits die bisherige Planung liegt auch das nun neu abgegrenzte Plan-
gebiet fast vollständig im Vogelschutzgebiet „Baar".
Die zwischenzeitlich - offenbar in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde
sowie der höheren Forstbehörde - erfolgte Durchführung einer entsprechenden
Natura 2000-Verträglichkeitsuntersuchung wird deshalb ausdrücklich begrüßt.
Ob bzw. inwieweit diese Studie im Hinblick auf Methodik, Inhalt und Ergebnis den hier
maßgeblichen rechtlichen und fachlichen Erfordernissen entspricht, ist letztlich jedoch
von den hierfür zuständigen Fachbehörden zu prüfen bzw. zu beurteilen.
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2.4.2

Abgesehen von der bereits in unseren bisherigen raumordnerischen Stellungnahmen
angesprochenen Betroffenheit eines gesetzlich geschützten Waldbiotopes am Nord-
Westrand der geplanten Gewerbegebietserweiterung reicht das jetzige Plangebiet
auch noch im Südosten kteinflächig in eine weitere gesetzlich geschützte Biotopftäche
(hier: Feuchtgebiet am Hasenlochgraben) hinein.
Allerdings sind hier offenbar keine größeren baulichen Eingriffe zulässig. Vielmehr
sollen in diesem Bereich lediglich Flächen für Pflanzfestsetzungen und Ausgleichs-
maßnahmen festgesetzt werden, so dass insoweit keine grundsätzlichen raumord-
nerischen Bedenken gegen die jetzige Planung bestehen.

2.5 Raumbedeirtsame Belange der Wasserwirtschaft
Das inzwischen neu abgegrenzte Plangebiet umfasst im Südosten jetzt auch noch
das Oberflächengewässer „Hasenlochgraben", das durch die jetzige Gewerbeflächen-
Planung einen beachtlichen Teil seines Einzugsbereiches verlieren wird.
Auch wenn hier im Bebauungsplanentwurf ein von baufichen Anlagen sowie von topo-
graphischen Veränderungen freizuhaltender Gewässerrandstreifen festgesetzt wurde,
sind insoweit deshalb auch die Grundsätze 3.1.10 und 4.3.3 LEP zu berücksichtigen
bzw. in die Abwägung einzustellen,

wonach natumahe Gewässer zu erhalten sind, ausgebaute Gewässer natur-
nah entwickelt werden sollen und die Durchgängigkeit, Strukturvielfalt sowie
ökologisch gute Qualität und Funktionalität der Gewässer und Gewässerrand-
streifen anzustreben sind und

• wonach bei der Siedlungsentwicklung auch den Belangen des Hochwasser-
Schutzes angemessen Rechnung getragen werden soll.

Dies gilt umso mehr, als die Umsetzung der Jetzigen großflächigen Planung wohl
auch zu einer nicht unerheblichen Reduziemng des Wasserrückhaltevermögens der
Flächen im Bereich „Neuen 111" führen und somit im Unterstrombereich evtl, die
Hochwassergefahr (Häufigkeit und Intensität) vergrößern dürfte.

2.6 Raumbedeutsame Belange des Verkehrs und des Straßenwesens
Wie bereits aus unseren bisherigen Bauleitplanstellungnahmen hervorgeht, wird ein
zusätzlicher bzw. neuer Anschluss des Bereiches „Neuen III" an die Landes-
Straße 432 von unserer Abteilung 4 (Straßenwesen und Verkehr) abgelehnt.
Wir begrüßen es deshalb, dass auch die aktuelle Planung keine direkte Anbindung
des Plangebietes „Neuen III" an die östlich verlaufende L 432 mehr vorsieht.
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Im Übrigen verweisen wir in diesem Zusammenhang auch auf die beigefügte Fach-
Stellungnahme unseres Referates 47.2 (Baureferat Ost) vom 16.01.2019.

3. Prufunc» der Umweltwirkunaen der FNP-Anderuna sowie des Bebauunflsplan-

entwyrfes

Ob bzw. inwieweit die zu den beiden Bauleitplanentwürfen und für das forstrechtliche
Waldumwandlungsverfahren vorgelegten Unterlagen zu den Umweltwirkungen dieser
Planung (hier vor allem Umweltberichte zur FNP-Anderung und zum Bebauungsplan-
entwurf, kombinierte UVS Waldumwandlung und Bauleitptanung, NATURA2000-
Verträglichkeitsprüfung, artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, Artenschutzkonzept im
Bereich des Hasenlochgrabens und des Bocksbartgrabens, Zusammenstellung der
vorgesehenen forstrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen als Anlage zur UVP und zum
Antrag aufWafdumwandlungserklärung sowie Übersicht der vorgesehenen pianexter-
nen Maßnahmen als Anlage zum Umweltberichtfürden Bebauungsplanentwurf)
sowie die vor diesem Hintergrund auf FNP- und Bebauungsplanebene konkret vor-
gesehenen Vermeidungs-, Minimierungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen den
hier maßgeblichen rechtlichen und fachlichen Anforderungen genügen, 1st in erster
Linie von den hierfür zuständigen Fachbehörden zu prüfen.
Im Übrigen verweisen wir in diesem Zusammenhang auch auf die beigefügte Fach-
Stellungnahme unserer Abtei lung 8 (Forstdirektion Freiburg, Landesbetrieb Forst
Baden-Württemberg) vom 22.01.2019 (vgl. Anlage).

4.Erqänzende Hinweise

4.1

Die zwischenzeitlich erfolgte Anpassung des Bebauungsplanentwurfes an die
Planungen auf FNP-Ebene wird ausdrücklich begrüßt,
Jedoch weisen wir in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die Quadratmeter-An-
gaben in Spalte 2 der in Kap. 12.1 der Bebauungsplanbegründung enthaltenen
„Ftächenbilanzierung" zum Bebauungsplanentwurfu.E. nicht korrekt sind und deshalb
nochmals überprüft und ggfs. korrigiert werden sollten.

4.2

Die zuständige Fachbehörde für die Belange des Luftverkehrs ist zwischenzeitlich
nicht mehr die Abteilung 4, Referat 46 des Regierungspräsidiums Freiburg, sondern
das Referat 46.2 (Luftverkehr und Luftsicherheit) beim Regierungspräsidium Stuttgart.
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Wir regen deshalb an, die Liste der Verfahrensbeteiiigten entsprechend zu ändern
und ab so-fort anstatt des Referates 46 des RP Freiburg das o. g. Referat 46.2 des
RP Stuttgart an allen Bauleitplanverfahren der Verwaltungsgemeinschaft Trossingen
bzw. der dieser Verwaltungsgemeinschaft angehangen Verbandsgemeinden zu be-
teiligen.

Diese raumordnerische Stellungnahme giltsowohl für die 3. FNP-Fortschrei-
bung der VG Trossingen als auch für den hierzu im Parallelverfahren aufgestell-
ten Bebauungsplanentwurf „Neuen III" auf Gemarkung Durchhausen.

B) Straßenplanunq und Straßenwesen

Im Hinblick auf die von der 3. FNP-Fortschreibung im Bereich „Neuen III" berührten
Belange der Straßenplanung und des Verkehrswesens bitten wir um Beachtung der
beigefügten Fachstellungnahme unserer Abt. 4 (Straßenwesen und Verkehr) vom
16.01.2019.

C) Belange der Forstwirtschaft

Im Hinblick auf die bei den Planungen für den Bereich „Neuen III" zu beachtenden
Belange der Forstwirtschaft verweisen wir auf die beigefügte, dem Rottweiler
Ingenieur- und Planungsbüro auch bereits direkt zugegangene Bebauungsplan-
Stellungnahme unserer Abteilung 8 (Forstdirektion Freiburg; Landesbetrieb Forst
Baden-Württemberg) vom 22.01.2019, die im Grundsatz auch tör die entsprechende
FNP-Darstellung gültig sein dürfte.

D) Geowissenschaftliche und bergbehördliche Belange

Im Hinblick auf die von der 3. FNP-Fortschreibung für den Bereich „Neuen III"
berührten geowissenschaftlichen und bergbehördlichen Belange bitten wir um
Beachtung bzw. Berücksichtigung der beigefügten Fachstetlungnahme unserer
Abteilung 9 (LGRB) vom 18.01.2019.

Weitere Fachstellungnahmen aus unserem Haus haben wir bislang nicht erhalten.

Das Landratsaml Tuttlingen, der Regionalverband Schwarz-wald-Baar-Heuberg, das
Landesamt für Denkmafptlege beim RP Stuttgart, das Ref. 46.2 - Luftverkehr und
Luftsicherheit - beim RP Stuttgart, unsere Ref. 47.2 (Baureferat Ost), 54.1 (lndustrie/
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Schwerpunkt Luftreinhaltung), 55 (Naturschutz und Recht) und 56 (Naturschutz und
Landschaftspflege) sowie die Abteilungen 3 (Landwirtschaft), 8 (Landesbetrieb Forst
Baden-Württemberg) und 9 (LGRB) des Regierungspräsidiums Freiburg erhalten
Nachricht von diesem Schreiben,

Mit freundlichen Grüßen

^ - ^. ^^'
Hans-Ulrich Tröstet
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Ä^: Bebauungsplanverfahren für das Interkommunales Gewerbegebiet „Neuen III"
in Durchhausen

hier: Behördenbeteiligung im Rahmen der Planoffenlage (Schreiben der Rottweiler
Ingenieur- und Planungsbüro GmbH an die höhere Forstbehörde beim Regierungspräsidium
Freiburg vom 12.12.2018}

Sehr geehrte Damen und Herren,

am 22.11.2018 hat der Zv ckverband fnterkommunales Gewerbegebiet Neuen beschlos-
sen, den Bebauungsplan „Neuen III" aufzustellen.

Die geplante Erweiterung des Interkommunaten Gewerbegebietes „Neuen" um den 3.
Bauabschnitt uNeuen" ist derzeit auch Gegenstand des parallel durchgeführten Verfahrens
zur 3. Forstschreibung des Flächennutzungsplanes 2020 der Verwalfungsgemeinschaft
Trossjngen

Im Rahmen der diesbezüglichen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
eher Belange wird auch der höheren Forstbehörde die Gelegenheit zur Stellungnahme
gegeben.

Zu den vorgelegten Planunterlagen äußert sich die höhere Forstbehörde wie folgt.

DicnstgcbäudeBertoldstraBc 43 • 79098 Frtibuig i. Br. • Telefon 0701 20S-0 • Telefax 0761 208-391599 • abteiiungS@ipf.bwl.de
wwv.rp.baden-vuerteeinbcrg.de - wwvy.&isfew.de • w<vw.sen'ie<;-bw.dc

VAO-Linien l, 3,5,27 • Haltestelle Stadttheater • PaikmOglidA-citeN ParMcitsysteni Parlaone Rathaus
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STELLUNGNAHIViE

Anlass für die Aufstellung des Bebauungsplans „Neuen III" ist lauf vorgelegter Unterlagen
die Notwendigkeit der Ausweisung neuer kommunaler Industrie- und Gewerbeflächen ent-
sprechend des vorhandenen Bedarfs.

Damit der Bebauungsplan „Neuen III" aus dem Flächennufzungsplan heraus entwickelt
werden kann, soll dieser parallel geändert werden. Der Bebauungsplanentwurf deckt sich
im Wesentlichen mit den Darstellungen. des in der Offenlage befindlichen Fiächennut-
zungsplanes.

Flachenumfang, Bedarf der Bauieitplanung und Eingnffsminimierung

Aus den Planuntertagen der Offenlage 2018 wird ersichtlich, dass eine Überarbeitung der
Fassung vom Juli 2016 stattgefunden hat. Gegenüber der damaligen Planung mit einer
Fläche von rund 35,5 ha wurde zwischenzeitlich die Größe des geplanten Industrie- und
Gewerbebetriebes auf 23,31 ha aufgrund der frühzeitigen Beteiligung der. Träger öffentli-
eher Belange im Westen erheblich reduziert. Auch die von der Körperschaftsforstdirektion
Freiburg (Zwischenbescheid der Körperschaftsforstdirektion Freiburg vom 29.10.2018) ge-
forderte Aussparung des strukturreichen Tannenbestandes im Südwesten wurde bei der
Überarbeitung der Pianunterlagen berücksichtigt.

Fazit:
Die Planfassung zum geplanten Industrie- und Gewerbegebiet Neuen lit wurde zur Ent-
wurfsfassung 2016 erheblich reduziert (Eingriffsminimierung) und aus Sjcht der höheren
Forstbehörde die Belange des § 1a BauGB i.V mit § 1 LWaldG berücksichtigt, auch wenn
weiterhin erhebliche Waldinanspruchnahmen in Höhe von rund 22 ha (nur IKG Neuen 11!)
durch diese Bauieitplanung erfolgen werden.
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Kombinierte Umwelfverträglichkejtsstudie mit Anlagen forstrecfitlichen Ausgleichsmaß-
nahmen

Die Größe der geplanten Baufläche (Bau einer Industriezone) sowie eine Waldinan-
spruchnahme von mehr als 10 ha erfordem eine Umweltverträglichkeitsstudie nach dem
UVPG. Die Umweltverträglichkeitsstudje wurde für die Baulejtplanung und Waldumwand-
lung kombiniert durchgeführt.

Die darin aufgeführten Beschreibungen und Bewertungen der jeweiligen Schutzgüter in
Zusammenhang mit dem Umweltbericht sind aus Sicht der höheren Forstbehörde ausrei-
chend und nachvoliziehbar abgebildet.

)

Bezüglich der forstlichen Eingriffsbitanz gibt es keine weiteren Anmerkungen.

Die in der Umwettverträglichkeitsstudie aus Seite 24 „Maßnahmen zur Minderung von Be-
einträchtigungen" hat die höhere Forstbehörde zur Kenntnis genommen und wird diese zu
Teilen bei den anstehenden VVaIdumwandlungsgenehmigungen als Nebenbestimmungen
m'rtaufnehmen.

Hinsichtlich der Zusammenstellung der vorgesehenen forstrechtlichen Ausgteichsmaß-
nahmen als Anlage zur Umweltverträgfichkeitsprüfung bzw. als Anlage zum Antrag der
Waldumwandltjngserkfärung sind folgende Änderungen, Ergänzungen und Hinweisen bei
der Bauteitplanung zu berücksichtigen:

Ersatzaufforstunoen:

Die Rodungsfiäche für das Gewerbegebief IKG Neuen III beträgt nach Tabelle 1 der Zu-
sammenstellung der forstrechtlichen Ausgteichsmaßnahmen rund 22,14 ha. Wie in der
Fußnote der Ausgleichstabelle richtig' wiedergegeben wurde, beträgt der Mindestaus-
gleichsbedarffürErsatzaufforstungen 50%, d.h. 11,073 ha Ersatzaufforstungen^

Nach der tabellarischen Zusammenstellung der forstrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen
sind derzeit lediglich 7,125 ha als Ersatzaufforstungen vorgesehen. Dies bedeutet, dass
bei Ersatzaufforstungen ein Defizit von 3,95 ha besteht, das durch vermehrte Schutz- und
Gestattungsmaßnahmen ausgeglichen werden sollte.
In diesem Zusammenhang wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass im Bereich des
Zweckverbandes Trossingen und Durchhausen das Bewaldungsprozent unterdurch-
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schnittlich ist. In der Flächenagentur, Baden-Württemberg sind im Naturraum Neckar-
Tauber-GäupIatten rund 10,7 ha in der Waldausgleichsbörse (Stand: 22.01.2019} enthal-
ten. Dies bedeutet, dass die fehlenden Ersatzaufforstungsflächen von 3,95 ha über die
Waldausgleichsbörse der Flächenagentur Baden-Württemberg erbracht und gesichert
werden können. (Siehe hierzu Stellungnahme der Forstdirektion Freiburg vom
24.09.2015).
Ein solches Abweichen von den Mindestaufforstungsfiächen von 11,073 ha kann nur
durch eine stichhaltige Begründung erfolgen.

Für die Umwandlunoserkläruna werden für die Anerkennung der Ersatzaufforstungen die
exakten Flurstücksnummern, die Zustimmung des jeweiligen Grundeigentümers sowie Er-
klärung des Zwecks (Ausgleich IKG Neuen III), sowie die Aufforstungsgenehmigung der
jeweiligen unteren Landwirtschaftsbehörden benötigt. In der tabellarischen Zusammenstel-
(ung sind die Flurstücksnummern, die dort mit „xxx" gekennzeichnet sind, aufzuführen.

Ausqteichskonzept im Bereich HasenlocharabenfNaturschutzproiekt Hasenlocharaben als
Artenschutzmassnahme):

Für das Ausgleichskonzept „Naturschutzprojekt HasenlochgrabenN (DOS) und deren späte-
re exakte Umsetzung wäre es hilfreich, neben der sehr guten anschaulichen Karte Maß-
nahmenblätter mit Ausgangsbestand und Zielbestand wie Z.B. in Trossingen zu entwi-
ekeln. Diese sollten mit den Forstbehörden abgestimmt werden. Darüber hinqus sollen die
Maßnahmen im Rahmen eines öffentlich reditlichen Vertrages und durch eine spätere

Übernahme der Maßnahmen in die Forsteinrichtung der Gemeinde Durchhausen gesichert
werden. Diese Hinweise sind in den Maßnahmenblättern aufzuführen.

Dieser öffentlich rechtliche Vertrag ist bei Antragsteliung der Umwandlungserklärung bei-
zufügen.
Bei den meisten Maßnahmen handelt es sich um waldbauliche Maßnahmen, die in der

Forsteinrichtung festzuhalten sind.

Alle vorgeschlagenen Schutz- und Gestaltungsmaßnahmen gefährden die Waldeigen-
schaft nach § 2 LWaldG nicht, die Flächen behalten ihre Waldeigenschaft.

Jedoch sind folgende Hinweise bei den jeweitigen Maßnahmen bezüglich der Umsetzbar-
keit zu ergänzen bzw. zu überprüfen:

Umbau zu einem standortsgerechten Tannen-Buchenwald (Vorbau Buche-Tanne
zu je 50%); Der Vorbau ist entweder durch Zaun oder Einzeischutzmaßnahmen bis


